re 


a 


Gefek - Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


N] Ba 


Inhalt: Geſetz, betreffend den Ankauf und die Vollendung der Pommerſchen Central, Eifenbahn und der 
Berliner Nordeiſenbahn, ſowie die Verwendung der verfallenen Kautionen für die bezeichneten 
Eiſenbahn⸗Unternehmungen, S. 529. — Geſetz, betreffend die Deckung der bei Begebung der 
Eiſenbahnanleihe aus dem Jahre 1867. entſtandenen Kursverluſte, S. 530. — Geſetz, betreffend 
das Hinterlegungsweſen, S. 531. 


(Nr. 8367.) Geſetz, betreffend den Ankauf und die Vollendung der Pommerſchen Eentral- 
Eiſenbahn und der Berliner Nordeiſenbahn, ſowie die Verwendung der ver⸗ 
fallenen Kautionen für die bezeichneten Eiſenbahn⸗Unternehmungen. Vom 
9. Juli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


§. 1. 


Der Handelsminiſter wird ermächtigt, die im Bau begriffenen Eiſenbahnen 
von Wangerin über Neuſtettin nach Konitz (Pommerſche Central-Eiſenbahn) und 
von Berlin über Neu⸗ Brandenburg nach Stralſund (Berliner Nordeiſenbahn) 
nebſt Zubehör für Rechnung des Staates anzukaufen, zu vollenden und in 
Betrieb zu nehmen, als Kaufpreis jedoch für die erſtere Bahn höchſtens die 
Summe von 2,250,000 Mark, für die letztere Bahn höchſtens die Summe von 
6,000,000 Mark zu bewilligen. 


§. 2. 
Der für die vorbezeichneten Zwecke erforderliche Geſammtbedarf bis zur 
een 15,300,000 Mark 
für die Pommerſche Central⸗Eiſenbahn, 
CCC. Kd. ao 22,500,000 = 
für die Berliner Nordeiſenbahn, 8 
in Ganzen vontn 37,800,000 Mark, 


Jahrgang 1875. (Nr. 83678368.) wird 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Auguſt 1875. 


— 530 — 


wird durch Verwendung der für die rechtzeitige plan⸗ und anſchlagsmäßige Aus⸗ 
führung und Vollendung dieſer Eiſenbahnen beſtellten und dem Staate ver⸗ 
fallenen Kautionen und im Uebrigen durch Ausgabe eines entſprechenden Be⸗ 
trages von Schuldverſchreibungen aufgebracht. 

Wann, durch welche Stelle, in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuldver⸗ 
ſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im 1 0 kommen wegen Verwaltung und a der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und See icherheit und wegen 
Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197.) zur Anwendung. 


8 
Jede Verfügung der Staatsregierung über die im F. 1. bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen durch Veräußerung bedarf der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 
F. 4 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem Handels⸗ 
miniſter übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Carlsruhe, den 9. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Falk. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8368.) Geſetz, betreffend die Deckung der bei Begebung der Eiſenbahnanleihe aus dem 
Jahre 1867. entſtandenen Kursverluſte. Vom 10. Juli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 

Einziger Paragraph. 

Die Regierung wird ermächtigt, ger Deckung der Kursverlufte, welche bei 
Begebung der durch das Geſetz vom 9. März 1867. genehmigten riet von 
24,000,000 Thalern (72,000,000 Mark) (Geſetz Samml von 1867. ©. 395.) ent⸗ 
ftanden find, Schuldverſchreibungen in dem ee auszugeben, wie er 
ur Beſchaffung einer Summe von 1,300,000 Thalern (3,900,000 Mark) nöthig 
ſein wird. 

Wann, 


Ba 


Wann, durch welche Stelle, zu welchem Zinsfuß, zu welchen Bedingungen 
und zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, 
beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im ge kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen 
Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. 
(Geſetz⸗Samml. von 1869. S. 1197.) zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Carlsruhe, den 10. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Falk. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8369.) Geſetz, betreffend das Hinterlegungsweſen. Vom 19. Juli 1875. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


I. Abſchnitt. 


Beſtimmungen fuͤr die Landestheile, in welchen die Depoſitalordnung 
vom 15. September 1783. gilt; mit Ausſchluß der Gebietstheile der 
Provinz Hannover. 


K. 1. 


Mit dem 1. Januar 1876. gehen die Vermögensbeſtände der l 
Generaldepoſitorien in das Eigenthum des Staates über. Dieſelben werden 
unter dem Namen Hinterlegungsfonds zu einem beſonderen, von dem übrigen 
Staatsvermögen getrennt zu haltenden Fonds vereinigt. 

Zu dieſem Fonds ſind auch die von dem e Zeitpunkt ab bei 
den Depoſitorien eingehenden baaren Gelder ($. 31. Titel 1. der Depofital- 
ordnung) zu le 


$. 2. 
Ein beſonderes Geſetz wird die Grundſätze und Organe der Verwaltung 
des Hinterlegungsfonds feſtſtellen. 
(Nr, 83688369.) 76* Bis 


„„ 

Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes erfolgt die Verwaltung von dem Finanz⸗ 
miniſter durch die von demſelben zu beſtimmenden Organe für Rechnung der 
Staatskaſſe nach Maßgabe der Beſtimmung, welche der Sinfealegnngefonde hat, 
und der Verpflichtungen, welche aus demſelben zu erfüllen ſind. 

Dem Landtage iſt für jedes Jahr ein Bericht über die Verwaltung 
vorzulegen. 5 

§. 3. 


Die Staatskaſſe haftet dem zum Empfang hinterlegter Gelder Berechtigten 
für das Kapital zu dem hinterlegten Betrage und für die Zinſen. 


§. 4. 


Die Beſtimmung des Prozentſatzes, zu welchem die hinterlegten Gelder 
verzinſt werden, erfolgt durch Königliche Verordnung. In gleicher Weiſe kann 
der beſtimmte Prozentſatz für die Folgezeit erhöht oder herabgeſetzt werden. 

Beträge unter dreißig Mark werden nicht verzinſt, höhere Beträge nur 
inſoweit, als ſie mit zehn theilbar ſind. 

Der Beginn des Zinſenlaufes und der Endtermin der Verzinſung beſtimmen 
0 nach den Vorſchriften des $. 19. der Verordnung vom 18. Juli 1849. 
(Geſetz⸗Samml. S. 295.) . 

Die Berechnung der Zinſen geſchieht am Jahresſchluſſe, oder wenn ein 
Abſchluß der Maſſe erfolgen muß. 


$. 5. 


Die Verzinſung hinterlegter Gelder, welche zu einem von einem Vormunde 
oder Pfleger verwalteten Vermögen gehören und zur Zeit des Uebergangs der 
Vermögensbeſtände der Generaldepoſttorien auf den Staat zu einem höheren 
als dem nach F. 4. zu gewährenden Prozentſatz verzinſt werden, erfolgt na 
dem Amed welchen He in dieſem Zeitpunkt 5 und, ſofern ſie als⸗ 
dann in den Depoſitalbüchern bei der Pfand⸗ oder der e e oder 
bei einer Hypothek angeſchrieben find, in halbjährigen Terminen. Im Vebrigen 
finden die Vorſchriften des $. 4. auf dieſe Gelder gleichfalls Anwendung. 


$. 6. | 


Bis auf Weiteres bleiben die gerichtlichen Depoſitorien und die auf deren 
Einrichtung und auf das Verfahren bei denſelben bezüglichen Vorſchriften be⸗ 
1 ſoweit nicht Abweichungen aus den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſich 
ergeben. 

Insbeſondere wird, wenn Gelder von den Betheiligten angenommen oder 
an dieſelben ausgezahlt werden ſollen, das Depoſitalmandat nach Maßgabe der 
beſtehenden Vorſchriften von dem Gericht erlaſſen. ö 

In den Angelegenheiten, welche die Verwaltung des im F. 1. bezeichneten 
Fonds betreffen, 10 9 die gerichtlichen Depoſitalbeamten den Requiſitionen der 
Verwaltungsbehörde Folge zu leiſten. Der Erlaß des Depoſitalmandats in 
dieſen Angelegenheiten erfolgt durch die Verwaltungsbehörde. 9 7 


. 75 
Die Vorſchriften des $. 391. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsord— 
nung und des F. 108. der Grundbuchordnung werden durch die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nicht berührt. 8 e 


Im Fall der Hinterlegung von Werthpapieren ſind die Depoſitalbeamten 
nicht verpflichtet: 
1) die Auslooſung oder Kündigung der Werthpapiere zu überwachen; 
2) für die Einziehung neuer Zins⸗ oder Dividendenſcheine oder der Beträge 
fälliger Zins⸗ oder Dividendenſcheine von Amtswegen zu ſorgen. 

f N $. 9. 

Die Vorſchrift des $. 1. Abſatz 2. des Geſetzes, betreffend die Ueberſen⸗ 
dung von Geld und geldwerthen Papieren aus den Depoſitorien an die Em⸗ 
pfänger durch die Poſt, vom 8. Juli 1865. (GeſetzSamml. S. 761.), wird da⸗ 
hin abgeändert, daß die Ueberſendung durch die Poſt ohne Antrag des Empfän⸗ 
gers geſchehen darf, wenn der Betrag dreihundert Mark nicht überſteigt. 


$. 10. 

Die den Beſtimmungen der $$.1. bis 6. 8. und 9. entgegenſtehenden 
Vorſchriften, insbeſondere die Vorſchriften der Depoſitalordnung über die 
Unterbringung und Ausleihung der Depoſitalgelder, ſowie über die Theil⸗ 
nahme der einzelnen Maſſen an Vermögensſtücken des Generaldepoſitoriums, 
treten außer Kraft. 


II. Abſchnitt. 


Beſtimmungen fuͤr den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. 


1 
Wenn Werthpapiere oder Koſtbarkeiten nach Maßgabe des F. 60. der Vor⸗ 
mundſchaftsordnung in Verwahrung genommen werden ſollen, ſo erfolgt die 
Verwahrung, ſofern ſie nicht bei der Reichsbank geſchieht, durch Hinterlegung 
bei der Hauptkaſſe derjenigen Regierung, in deren Bezirk das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſeinen Sitz hat. 8 12 
Die Hinterlegung geſchieht auf Grund einer dem Vormunde oder Pfleger 
von dem Wormundſchaftsgercht zu ertheilenden Anweiſung. 5 


§. 13. 
Die Anweiſung muß, wenn fie auf Hinterlegung von Werthpapieren ge: 
richtet iſt, enthalten: 5 

1) den Namen, Stand und Wohnort des Vormundes oder Pflegers; 

2) den Namen, den Wohnort und, ſoweit es geſchehen kann, das Alter 
und den Stand des Mündels oder die Bezeichnung der Angelegenheit, 
in welcher die Hinterlegung erfolgen foll; 

(Nr, 8369.) 3) die 


6 


3) die Angabe des Grundes, aus welchem die Vormundſchaft oder die 
Pflegſchaft eingeleitet worden ift; 

4) die Bezeichnung der Werthpapiere nach Gattung, Nummern und Be⸗ 
trag, ſowie nach den etwaigen ſonſtigen Unterſcheidungsmerkmalen; 

5) falls mit den . die dazu gehörigen Talons oder Zins⸗ oder 
Dividendenſcheine in Verwahrung gegeben werden ſollen, eine hierauf 
bezügliche Angabe a 5 

6) die Bezeichnung der Regierungshauptkaſſe, bei welcher die Hinterlegung 
erfolgen ſoll. 

Sollen Talons oder Zins⸗ oder Dividendenſcheine zu Werthpapieren, welche 
bei der Kaſſe ſich bereits in Verwahrung befinden, hinterlegt werden, ſo genügt 
ſtatt der in den Ziffern 2. 3. und 4. vorgeſchriebenen Angabe eine Bezugnahme 
auf die in Betreff der Werthpapiere ſelbſt ertheilte Anweiſung. 


$. 14. 
bal Wenn Koſtbarkeiten hinterlegt werden ſollen, ſo muß die Anweiſung ent⸗ 
alten: 

1) die Bezeichnung derſelben nach Gattung und Stoff, ſowie na den 
ſonſtigen etwaigen Unterſcheidungsmerkmalen und beſonderen Eigen⸗ 
ſchaften / 

2) die in den Ziffern 1. 2. 3. und 6. des vorſtehenden Paragraphen vor⸗ 
geſchriebenen Angaben. 


$. 15. 


Die Uebergabe zur Hinterlegung kann bei der Kaffe oder mittelſt porto- 
freier Ueberſendung an dieſelbe durch die Poſt geſchehen. 


$. 16. 

Bei der Uebergabe iſt die Anweiſung ($$. 12. bis 14.) nebſt einer Abſchrift 
derſelben 5 die oder mit der zu hinterlegenden Sache einzuſenden. Die 
Kaſſe behält die Abſchrift zurück und beſcheinigt auf der Anweiſung die erfolgte 
Hinterlegung. 

SUSE AT, 

90 0 Koſtbarkeiten kann die Kaſſe Pe] einen Sachverſtändigen ab- 
ſchätzen oder behufs der Feſtſtellung ihrer Beſchaffenheit und ihres Zuſtandes 
beſichtigen laſſen. 

er Beſcheinigung über die erfolgte Hinterlegung iſt ſodann eine Ab⸗ 
ſchrift des Gutachtens beizufügen, und daß dies geſchehen, in der Beſcheinigung 
zu vermerken. 5 

Die durch die Abſchätzung oder Beſichtigung veranlaßten Koſten hat die 
Perſon, für welche die Hinterlegung erfolgt, zu tragen. g 
f Die Einziehung der Koſten geſchieht in dem für die Beitreibung der öffent⸗ 
lichen Abgaben vorgeſchriebenen Verfahren. Vor Erſtattung derſelben kann die 
Zurückgabe der hinterlegten Sache nicht beanſprucht werden. 9. 15 


5 


8 

Der Antrag auf Zurückgabe iſt bei der Kaffe ſchriftlich einzureichen. Dem⸗ 
ſelben iſt der Nachweis der Berechtigung zur Empfangnahme beizufügen. Die 
Kaſſe hat binnen einer Woche den Antragſteller aufzufordern, die hinterlegte 
Sache in Empfang zu nehmen, oder ihn von dem, der Zurückgabe an ihn ent⸗ 
gegenſtehenden Bedenken oder Hinderniß in Kenntniß zu ſetzen. 

Die Zurückgabe iſt, ſofern es beantragt wird, bei einer dem Wohnort des 
Empfängers nahe gelegenen oder einer ſonſtigen, in dem S u bezeichnenden 
Steuerkaſſe zu bewirken. Die Ueberſendung an die Steuer 5 geſchieht auf 
Koſten und Gefahr des Empfängers oder der von demſelben vertretenen Perſon 
durch die Poſt. Zur Deckung der Koſten der Ueberſendung kann ein Vorſchuß 
verlangt und von der Leiſtung deſſelben die Ueberſendung Ablage gemacht 
werden. Auf die Koſten finden die Vorſchriften des letzten Abſatzes des vor⸗ 
ſtehenden Paragraphen Anwendung. 


$. 19. 


Abgeſehen von einem der Kaffe etwa zugeftellten Arreſt oder ſonſtigen 
Einſpruch erfolgt die Zurückgabe gültig: 5 
1) während der Dauer der Vormundſchaft oder mftegſchaf; an den Vor⸗ 
mund oder Pfleger mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
2) nach der Endigung der Vormundſchaft oder Pflegſchaft an die nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die Zurückgabe freiwillig hinter⸗ 
legter Sachen zum Empfang berechtigte Perſon (Artikel 1941. 1937. ff. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs). i 
Die Kaſſe kann Behufs des Nachweiſes der Endigung der Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft die Beibringung einer Beſcheinigung des Vormundſchaftsgerichts 
verlangen. 
$. 20 


k Auf die Regierun ee ſoweit dieſelben nach dieſem Geſetze Sachen 
8 verwahren, finden der 9 8. dieſes Geſetzes, ſowie die $$. 10. 12. 13. 14. 16. 
Ä und 17. des Geſetzes, betreffend die Errichtung einer Depoſitenkaſſe für den Be⸗ 
Zirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, vom 24. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. 
von 1862. S. 1.) entſprechende Anwendung. 


. 


5 | III. Abſchnitt. 
Beſtimmungen fuͤr den Bezirk des Appellationsgerichts in Wiesbaden. 
21. 
Wenn: 
1) Werthpapiere auf Inhaber, 
2) Werthpapiere auf Namen, auf welche die Zahlung dem Inhaber geleiſtet 
werden kann, 
3) Koſtbarkeiten 
Ar. 8569.) ge⸗ 


a 


in Verwahrung genommen werden ſollen, fo erfolgt die Verwahrung, 
ofern fie nicht in Gemäßheit des $. 60. der Vormundſchaftsordnung bei der 
Reichsbank geſchieht, durch Hinterlegung bei der Hauptkaſſe der Regierung in 
Wiesbaden. 

§. 22 


Die Annahme zur Hinterle ins 118 die Herausgabe hinterlegter Sachen 
($. 21.) geſchieht auf Requiſition des zuſtändigen Gerichts. 
b. 23. 
Auf die Regierungshauptkaſſe in Wiesbaden, ſoweit dieſelbe nach dieſem 
Geſetze Sachen verwahrt, finden der F. 8. ſowie der erſte Abſatz und die beiden 
letzten Abſätze des §. 17. dieſes Geſetzes entſprechende Anwendung. N 


$. 24. 


Die Werthpapiere, welche auf Verfügung eines dem Bezirk des Appella⸗ 
tionsgerichts in Wiesbaden angehörigen Gerichts bei der al in 
Kaſſel hinterlegt find, find an die Regierungshauptkaſſe in Wiesbaden abzugeben. 


IV. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 25. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1876. in Kraft. ö 
Mit der Ausführung deſſelben werden der Juſtizminiſter und der Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
„Gegeben Wildbad Gaſtein, den 19. Juli 1875. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


